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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Aufnahme von Verhandlungen über ein 
Übereinkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dritten 
Landern betreffend die Regeiung des grenzüberschreitenden Personenverkehrs mit 
Kraftomnibussen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnungen des Rates Nr. 117/66/ 
EWG vom 28. Juli 1966, (EWG) Nr. 516/72 vom 
28. Februar 1972 (erlassen auf Grund von Artikel 8 
der Verordnung Nr. 117/66/EWG) und (EWG) Nr. 
517/72 vom 28. Februar 1972 (erlassen auf Grund von 
Artikel 7 der Verordnung Nr. 117/66/EWG) sowie 
durch die Verordnungen der Kommission (EWG) 
Nr. 1016/68 vom 9. Juli 1968 und (EWG) Nr. 1172/72 
vom 16. Mai 1972 sind gemeinsame Regeln für den 
grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraft- 
omnibussen aufgestellt worden. 

Auf Grund von Artikel 4 Absatz 2 der vorgenann- 
ten Verordnung des Rates Nr. 117/66/EWG hat die 
Kommission mit den dritten Ländern die Verhand- 
lungen aufzunehmen, die zur Anwendung dieser 
Verordnung gegebenenfalls erforderlich sind. Ab- 
satz 3 dieses Artikels schreibt vor, daß nach Auf- 
stellung der in den Artikeln 7 und 8 vorgesehenen 
Regeln der Rat so bald wie möglich die gemeinsa- 


men Regeln aufstellt, die erforderlich sind, um die 
Anwendung dieser Verordnung auf den grenzüber- 
schreitenden Straßenpersonenverkehr von oder nach 
dritten Ländern ausdehnen zu können. Die in den 
Artikeln 7 und 8 dieser Verordnung vorgesehenen 
gemeinsamen Regeln sind mit den Verordnungen 
des Rates Nr. 516/72 und 517/72 vom 28. Februar 
1972 bereits aufgestellt worden. 

Der starke Straßenpersoneriverkehr zwischen der 
Gemeinschaft und dritten Ländern macht es wün- 
schenswert, die Anwendung der gemeinsamen Re- 
geln, die durch oder auf Grund der Verordnung des 
Rates Nr. 117/66/EWG eingeführt wurden, auf den 
grenzüberschreitenden Straßenpersonenverkehr von/ 
oder nach dritten Ländern durch das Hoheitsgebiet 
dieser Staaten auszudehnen. 

Diese einheitlichen Regeln können in angemes- 
sener Weise nur durch ein internationales Überein- 
kommen zwischen der Gemeinschaft und den betref- 
fenden dritten Ländern aufgestellt werden. Daher 
ist die Kommission zu ermächtigen, die erforder- 
lichen Verhandlungen für den Abschluß dieses Über- 
einkommens aufzunehmen. 

Die dritten Länder, die am Straßenpersonenver- 
kehr mit den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft am 
meisten interessiert sind, und mit denen daher zuerst 
Verhandlungen aufgenommen werden sollten, sind 
Österreich, Spanien, Griechenland, Norwegen, Por- 
tugal, Schweden, die Schweiz, die Türkei und Jugo- 
slawien - 
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BESCHLIESST: 


Artikel 1 

Die Kommission wird ermächtigt, mit Österreich, 
Spanien, Griechenland, Portugal, Norwegen, Schwe- 
den, der Schweiz, der Türkei und Jugoslawien Ver- 
handlungen über den Abschluß eines Übereinkom- 
mens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und diesen Ländern über die Aufstellung ein- 
heitlicher Regeln für den grenzüberschreitenden 
Straßenpersonenverkehr mit Kraftomnibussen von/ 
oder nach dem Hoheitsgebiet eines dieser dritten 
Länder oder zwischen zwei Mitgliedstaaten im Durch- 
gang durch das Hoheitsgebiet eines dieser dritten 
Länder aufzunehmen. 


Artikel 2 

Die Verhandlungen werden von der Kommission auf 
der Grundlage der Richtlinie geführt, die der Rat 
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit festlegt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
7. Februar 1973 - 1/4 (IV /I )-680 70-E-Pe 2/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schalten vom 5. Januar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


1. Der Rat hat durch Verordnung Nr. 117/66/EWG 
vom 28. Juli 1966^) gemeinsame Regeln für den 
grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraft- 
omnibussen eingeführt, die unter anderem aus den 
Definitionen der einzelnen Formen des Personen- 
verkehrs, der Regelung für bestimmte Beförderun- 
gen im Gelegenheitsverkehr und für Beförderungen 
eines Unternehmens für seine eigenen Arbeitnehmer 
bestehen. 

Nach Artikel 4 Absatz 2 wird die Gemeinschaft mit 
den dritten Ländern die Verhandlungen aufnehmen, 
die zur Anwendung dieser Verordnung gegebenen- 
falls erforderlich sind. 

Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 117/66/EWG 
bestimmt, daß der Rat nach Aufstellung der in den 
Artikeln 7 (für den Linienverkehr) und 8 (für den 
Pendelverkehr) vorgesehenen Regeln so bald wie 
möglich auf Vorschlag der Kommission die gemein- 
samen Regeln aufstellt, die erforderlich sind, um die 
Anwendung dieser Verordnung auf den grenzüber- 
schreitenden Straßenpersonenverkehr von oder nach 
dritten Ländern ausdehnen zu können. 

2. Der Rat hat am 28. Februar 1972 die in Artikeln 7 
und 8 der Verordnung Nr. 117/66/EWG vorgesehe- 
nen gemeinsamen Regeln durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 516/72 “) für den Pendelverkehr und durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 517/72’^) für den Linien- 
verkehr und die Sonderformen des Linienverkehrs 
erlassen. 

Im übrigen hat die Kommission 1968 (für den Gele- 
genheitsverkehr) und 1972 (für den Pendelverkehr 
und den Linienverkehr) •'^) ®) Durchführungsbestim- 
mungen für diese Verordnungen erlassen. 

3. Da die Vorschriften der Verordnung Nr. 117/66/ 
EWG damit erfüllt sind, hat die Kommission Artikel 
4 Absatz 3 und Artikel 4 Absatz 2 - letzterer ist bis- 
her noch nicht angewandt worden - auszuführen. 


Umfang und Inhalt der Verhandlungen 

4. Umfang und Inhalt der mit dritten Ländern auf- 
zunehmenden Verhandlungen sind auf Grund von 
Artikel 4 Absätze 2 und 3 der Verordnung Nr. 117/ 
66/EWG sowie entsprechend den Erfordernissen fest- 
zulegen, die sich aus der gemeinschaftlichen Rege- 
lung des Personenverkehrs und der Entwicklung des 
Handels mit den dritten Ländern ergeben. 

5. Die gegebenenfalls erforderlichen Verhandlun- 
gen für die Anwendung der Verordnung Nr. 117/66/ 
EWG (Artikel 4 Absatz 2) sollten vor allem über 
den Transit durch das Hoheitsgebiet der dritten Län- 


der im Gelegenheitsverkehr geführt werden. Diese 
Ausrichtung ergibt sich vor allem aus der Erklärung 
im Protokoll der Ratstagung vom 25. Juli 1966 ^). Da- 
bei ist jedoch zu bedenken, daß sich die 1966 „aktuel- 
len" Umstände mittlerweile dahin gehend weiterent- 
wickelt haben, daß die von der Gemeinschaft aufge- 
stellten Regeln für den innergemeinschaftlichen 
grenzüberschreitenden Straßenverkehr jetzt nicht 
nur für den (in der Verordnung Nr. 117/66/EWG ge- 
regelten) Gelegenheitsverkehr, sondern auch für den 
Linien- und den Pendelverkehr gelten. 

Da diese Verkehrsarten vor allem durch den wach- 
senden Fremdenverkehr zunehmend an Bedeutung 
gewinnen, sind die Verhandlungen im Sinne von 
Artikel 4 Absatz 2 auf den gesamten Straßenperso- 
nenverkehr auszudehnen, bei dem , das Hoheitsge- 
biet der betreffenden dritten Staaten durchfahren 
wird. 

Inhaltlich sollten diese Verhandlungen vor allem 
darauf abgestellt werden, daß die Durchgangsiän- 
der bei den Verkehrsarten im Sinne der Verord- 
nung Nr. 117/66/EWG (Gelegenheitsverkehr, Linien- 
verkehr und Sonderformen des Linienverkehrs so- 
wie Pendelverkehr) die freie Durchfahrt gestatten 
und die den Gemeinschaftsvorschriften entsprechen- 
den Kontrolldokumente anerkennen. 

Im übrigen ist zu erwarten, daß die betreffenden 
Drittländer für ihre Verkehrsunternehmen eine 
Gleichbehandlung auf der Grundlage der Gegensei- 
tigkeit verlangen werden. Dabei ist zu berücksich- 
tigen, daß der positive Ausgang der nach Artikel 4 
Absatz 3 (Ausdehnung der Anwendung der Gemein- 
schaftsregelung) zu führenden Verhandlungen ge- 
eignet ist, eine Lösung dieses Problems beträchtlich 
zu erleichtern. 

Bei der Ausdehnung der in der Verordnung Nr. 117/ 
66/EWG vorgesehenen Vorschriften auf den Verkehr 
von oder nach einem dritten Land hätte die Gemein- 
schaft rechtlich die übrigens in Artikel 4 Absatz 3 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 147 
vom 9. August 1966, S. 2688 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 13 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 19 

■‘l Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 173 
vom 22. Juli 1968, S. 8 

5) ti) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 134 
vom 12. Juni 1972, S. 1 

■) Diese Erklärung lautet wie folgt: 

„Die Delegationen stellen gemeinsam fest, daß Artikel 
4 Absatz 2 unter den derzeitigen Umständen nur den 
Transitverkehr bei Gelegenheitsbeförderungen be- 
trifft." 
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der Verordnung Nr. 117/66/EWG bestätigte Mög- 
lichkeit, die für diesen Verkehr geltenden Vor- 
schriften einseitig für die innerhalb der Gemeinschaft 
liegende Beförderungsteilstrecke einzuführen. 

Da aber auch der Verkehr von oder nach dritten 
Ländern in wirtschaftlicher und betrieblicher Hin- 
sicht eng mit dem innergemeinschaftlichen Verkehr 
zusammenhängt, besteht kein Zweifel daran, daß in 
der Praxis die Aufstellung einheitlicher Regeln für 
die gesamte Beförderungsstrecke auf dem Gebiet 
der Gemeinschaft und dem der beteiligten dritten 
Länder geeignet ist, eine wirtschaftlichere und ratio- 
nellere Durchführung der betreffenden Verkehre zu 
ermöglichen, die Kontrollen zu vereinfachen und die 
Verwaltungsformalitäten zu erleichtern. 

Auf Grund dieser Überlegungen wird die Auffassung 
vertreten, daß die Ausdehnung der gemeinsamen 
Regeln im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 am zweck- 
mäßigsten auf vertraglicher Grundlage, d. h. durch 
ein internationales Übereinkommen mit dem in Fra- 
ge kommenden dritten Ländern vorgenommen wer- 
den kann. 

Die für den Abschluß eines solchen Übereinkommens 
aufzunehmenden Verhandlungen sollen die Einfüh- 
rung dieser gemeinsamen Regelung ermöglichen, 
wobei die bereits innerhalb der Gemeinschaft gelten- 
den Vorschriften, insbesondere die Definitionen der 
einzelnen Formen des Personenverkehrs, die ent- 
sprechenden Regelungen, die Verfahren für die Er- 
teilung der Genehmigungen (soweit solche erforder- 
lich sind) und die Kontrolldokumente weitestgehend 
auf den Verkehr mit den dritten Ländern auszudeh- 
nen sind. 

6. Nach dieser Abgrenzung der allgemeinen Ver- 
handlungsziele kann der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission gesondert Verhandlungsrichtlinien fcstle- 
gen, damit im Verlauf der Besprechungen und auf 
etwaige besondere technische Erfordernisse mit der 
entsprechenden Elastizität reagiert werden kann. 


Rechtsgrundlagen der Verhandlungen 

7. Ausgehend von den vorstehenden Überlegungen 
ist die Rechtsgrundlage der diesbezüglichen Ver- 
handlungen mit den dritten Ländern durch Artikel 
75 des Vertrages gegeben. 

Mit dem Erlaß und der Durchführung der auf Arti- 
kel 75 des Vertrages beruhenden Verordnungen Nr. 
117/66/EWG, Nr. 516/72 und Nr. 517/72 wurde der 
grenzüberschreitende Straßenpersonenverkehr in die 
gemeinsame Verkehrspolitik einbezogen und der 
Gemeinschaft dadurch zwangsläufig die Befugnis 
übertragen, mit den dritten Ländern ein Überein- 
kommen über die in diesen Verordnungen geregel- 
ten Angelegenheiten zu schließen, da die auswärti- 
gen Beziehungen von den innergemeinschaftlichen 


Vorschriften nicht zu trennen sind. Im übrigen han- 
delt es sich dabei um eine ausschließliche Befugnis 
der Gemeinschaft: ln einer Angelegenheit, in der die 
Gemeinschaft gemeinsame Regeln zur Durchführung 
der im Vertrag von Rom vorgesehenen gemeinsamen 
Verkehrspolitik erlassen hat, sind die Mitgliedstaa- 
ten nicht mehr berechtigt, sei es einzeln oder ge- 
meinsam, diese Regeln berührende Verpflichtungen 
gegenüber dritten Ländern einzugehen. 

Nur die Gemeinschaft kann die gegenüber dritten 
Ländern eingegangenen Verpflichtungen mit Wir- 
kung für den gesamten Geltungsbereich der gemein- 
schaftlichen Rechtsordnung gewährleisten und er- 
füllen und ist daher allein zuständig, mit den drit- 
ten Ländern ein entsprechendes Übereinkommen zu 
schließen. 

Für das Verfahren ist Artikel 228 des Vertrages maß- 
gebend. 


In Frage kommende dritte Länder 

8. Es erscheint zweckmäßig, in einer ersten Phase 
die Verhandlungen auf bestimmte Länder zu be- 
schränken, die mehr als andere am Straßenperso- 
nenverkehr mit den Ländern der Gemeinschaft be- 
teiligt sind. 

Zunächst sind die drei beitretenden Länder auszu- 
klammern, für die ab 1. Januar 1973 bzw. 1. Juli 
1973 die gemeinsamen Regeln der Verordnungen 
Nr. 117/66/EWG, (EWG) Nr. 516/72 und 517/72 des 
Rates gelten. 

überdies erscheint es logisch, sich vorerst auf die 
Länder zu beschränken, die auf Grund ihrer geogra- 
phischen Lage bzw. der Bedeutung ihres Verkehrs 
mit den Mitgliedstaaten bzw. den beitretenden Staa- 
ten der Gemeinschaft an der Anwendung und Aus- 
dehnung der, EWG-Vorschriften ein besonderes In- 
teresse haben. Die Einrichtung von Personenver- 
kehrsverbindungen, die jeweiligen Betriebsbedin- 
gungen, die Kontrollen und Sanktionen usw. wer- 
den gerade im Verkehr zwischen der Gemeinschaft 
und diesen Ländern die meisten Probleme aufwer- 
fen. 

Diese Begrenzung bedeutet, daß die ersten Verhand- 
lungen praktisch mit folgenden Ländern aufgenom- 
men werden sollten: 

— Österreich 
- — Spanien 

— Griechenland 

— Norwegen 

— Portugal 

— Schweden 

— Schweiz 

— Türkei 

— Jugoslawien. 
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